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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die steigende Zahl von Gewalttaten im Umfeld von politischen Demonstrationen und
Sportveranstaltungen war es, die Ständerat Beat Rieder (cvp, VS) dazu veranlasste,
mittels Motion ein höheres Strafmass für Landfriedensbruch gemäss Art. 260 StGB zu
fordern. Zusätzlich zu einer Geldstrafe soll zukünftig zwingend immer auch eine
Freiheitsstrafe ausgesprochen werden, so die Forderung des Motionärs. Der
richterliche Ermessensspielraum bliebe insofern erhalten, als dass keine Mindeststrafe
vorgesehen und auch bedingte Strafen nicht ausgeschlossen würden. Wie schon seine
vorberatende Rechtskommission zeigte sich auch der Ständerat in dieser Frage
gespalten. Während die knappe Mehrheit der Freiheitsstrafe eine stärkere präventive
Wirkung zusprach, argumentierte die Minderheit vergeblich, dass es sich einerseits
mehr um ein Durchsetzungs- als um ein Rechtsetzungsproblem handle, da solche
Personen nur schwer gefasst werden könnten, und dass man diese Problematik
andererseits besser in der anstehenden Diskussion um die Harmonisierung der
Strafrahmen angehen solle, um eine Unverhältnismässigkeit in den Strafrahmen zu
verhindern. Minderheitsvertreter wiesen darauf hin, dass es mit der vom Motionär
vorgeschlagenen Regelung möglich würde, nicht gewalttätige Beteiligte einer
Manifestation für den Landfriedensbruch härter zu bestrafen als gewalttätige Beteiligte
für beispielsweise Sachbeschädigungen, Körperverletzung oder fahrlässige Tötung.
Rieder entgegnete jedoch, ohne die Strafmasserhöhung nehme man den Einsatzkräften
die «Lust, überhaupt zu intervenieren», da sich ein Einsatz nicht lohne, wenn die
gefassten Personen am Ende mit einer bedingten Geldstrafe davonkämen. So nahm der
Ständerat den Vorstoss im Sommer 2018 mit 21 zu 18 Stimmen an. 1

MOTION
DATUM: 11.06.2018
KARIN FRICK

Anders als zuvor der Ständerat fand der Nationalrat in der Wintersession 2018 keinen
Gefallen am Vorhaben der Motion Rieder (cvp, VS), das Strafmass für
Landfriedensbruch nach Art. 260 StGB dahingehend zu erhöhen, dass zusätzlich zu
einer Geldstrafe zwingend immer auch eine Freiheitsstrafe ausgesprochen werden
muss. Stillschweigend folgte er dem Antrag seiner Rechtskommission und lehnte die
Motion ab. Es sei unverhältnismässig, die blosse Teilnahme an einer Veranstaltung, in
deren Rahmen es zu Gewalttätigkeiten komme, härter zu bestrafen als die Begehung
einer Gewalttat – zum Beispiel Körperverletzung – selber. Ausserdem verwies die
Kommission auf die anstehende Harmonisierung der Strafrahmen, die eine geeignete
Gelegenheit biete, die von der Motion aufgeworfene Frage zu entscheiden. 2

MOTION
DATUM: 03.12.2018
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Hingegen lehnte der Nationalrat eine Motion seiner sicherheitspolitischen Kommission
ab, welche forderte, dass betroffene Kantone Schnellgerichte zur Beurteilung von
Fällen des Hooliganismus einführen. 3

MOTION
DATUM: 24.09.2012
NADJA ACKERMANN

Die beiden Räte wollen durch eine Änderung des Personenbeförderungsgesetzes die
Gewalt an Sportanlässen eindämmen. Sie überwiesen deshalb eine Motion der
Sicherheitskommission des Nationalrates, welche den Bundesrat beauftragt, das
Personenbeförderungsgesetz dahingehend zu ändern, dass Personen aus Gründen der
öffentlichen Sicherheit vom Transport ausgeschlossen werden können. 4

MOTION
DATUM: 13.12.2012
NADJA ACKERMANN
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Mit Überwachungskameras, Einreisesperren für ausländische Hooligans und
Stadionverboten will der Bund der Gewalt in Sportstadien begegnen. Nach Ansicht des
BASPO sind die gesetzlichen Grundlagen bereits vorhanden, weshalb die Massnahmen
rasch umgesetzt werden können. Als Gegenmittel zu den besonders bei Fussballspielen
beobachteten Gewaltausschreitungen einheimischer Jugendlicher verlangte
Nationalrätin Fetz (sp, BS) mit einer Motion, der Bund solle jährlich 100'000 Fr. zur
Förderung von Fussballfanprojekten zur Verfügung stellen, die auf die Gewaltprävention
ausgerichtet sind. Obwohl der Bundesrat den präventiven Charakter derartiger Projekte
anerkannte, beantragte er mit dem Hinweis auf die fehlenden Mittel im VBS erfolgreich
Umwandlung des Vorstosses in ein unverbindliches Postulat. 5

MOTION
DATUM: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Zwei Motionen der Sicherheitspolitischen Kommission des Nationalrates zum Thema
Gewalt an Sportanlässen wurden Anfang Jahr eingereicht. Eine Motion zielte auf eine
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes, wobei es fortan möglich sein sollte, die
Transportpflicht so anzupassen, dass einzelne Personen aus Gründen der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit von Transportdiensten ausgeschlossen werden können. Dies
war nach geltendem Recht nicht möglich. Die den SBB jährlich entstehenden
Mehrkosten von über 3 Mio. CHF durch Gewaltanwendung in den Zügen, auf den
Bahnhöfen und gegenüber dem Personal, sollten dadurch eingedämmt werden. Der
Bundesrat erkannte die Problematik bereits früher und das Bundesamt für Verkehr
(BAV) war bereits in der Vorbereitung einer entsprechenden Vorlage. In der zweiten
Motion (Mo. 12.3018) sollte der Bundesrat beauftragt werden, Massnahmen zu treffen,
damit betroffene Kantone Schnellgerichte zur Beurteilung von Fällen von Hooliganismus
einführen können. Auch hier zeigte sich der Bundesrat der Bedeutung des Instruments
bewusst und verwies auf eine bereits erfolgreiche Praxis in einzelnen Kantonen. Dem
Bund seien jedoch in diesem Bereich die Hände gebunden, da die Kantone kraft ihrer
verfassungsmässigen Kompetenz für Organisation der Polizei und der Gerichte allein
zur Festlegung der einzusetzenden Ressourcen zuständig sind. Die Motion sei deswegen
abzulehnen. Die zwei Motionen wurden gemeinsam im Herbst im Nationalrat in einer
längeren Diskussion behandelt. Argumente für und wider mögliche Lösungen des
behaupteten Gewaltproblems hielten sich die Waage. Letztlich wurde die Motion zur
Anpassung des Personenförderungsgesetzes mit 135 zu 26 angenommen, obwohl die
Vorlage des BAV bereits in der Vernehmlassung war. Die zweite Motion zur Prüfung von
Schnellgerichten hatte mit 66 gegen 101 Stimmen keine Chance. Die erste Motion wurde
Ende Jahr auch im Ständerat angenommen und damit dem Bundesrat zur Umsetzung
überwiesen. 6

MOTION
DATUM: 13.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB SR, 2018, S. 493 ff.; Kommissionsbericht RK-SR vom 22.3.18
2) AB NR, 2018, S. 1922; Kommissionsbericht RK-NR vom 25.10.18
3) AB NR, 2012, S. 1610 ff.
4) AB NR, 2012, S. 1610 ff.; AB SR, 2012, S. 1227
5) AB NR, 2002, S. 1686.; Presse vom 27.2.02; LT, 6.4.02.
6) (Personenbeförderung): AB NR, 2012, S. 1611 ff.; AB SR, 2012, S. 1227; (Schnellgerichte): AB NR, 2012, S. 1611 ff.
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